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1977 -06- 17 

XIV. Cbdzgebungspeliode 

A n fra g e 

der Abgeordneten Dr. KOHLMAlER ) ?-~<' ?C~1Vv' \ ")11111 e·r 
und Genossen ( 

an den Bundesminister für soziale Ve,!'waltung 

betreffend die Sicherung der' Pens1:onen 

In der "Arbeiter-Zeitung" vom '12.5.1977 wird von 'einem 

SP~-Pensionistentreffen in der Dornbirner Stadthalle berichtet: 

"Die Pensi,onen und ihre laufende Anpassung an die steigenden 
Arbeitseinkommen sind daher auf lange Sicht gesichert, erklartd 
Sozialminister Weissenberg ....... .. Finanzminister Androsch 
sei es seinerzeit nur um die Sicherung geordneter Bundesfinanzen 
zur Garantie der staatlichen Pensionszuschüsse gegangen. Es 
war die OVP, die daraufhin behauptet habe, die Pensionen seien 
nicht gesichert". 

Am 15.2.1977 hat selbst die "Sozialistische Korrespondenz" den 

'Ablauf der Ereignisse noch anders geschildert: 

"Als, Schwerpunkte der Budgetproblematik bezeichnete Androsch die 
Bundesbetriebe und die Pensionsversicherung. Bei der Pensions­
versicherung seien die Zuschüsse betrachtlich gestiegen, namlich 
von 10 Milliarden Schilling im Jahr 1970 auf heuer etwa 26 
bis 28 Milliarden S.Hier seien langerfristige Maßnahmen er­
for-derlich. Als Möglichkeiten nannte Androsch eine Begrenzung 
der Leistungsdynamik sowie die Eigenvorsorge durch Inanspruchnahme 
privater Versicherungsleistungen nach Erreichen einer bestimmten 
Höchstbemessungsgrundlage ". 

Die von Finanzm1~nister Dr. Androsch ausgelöste "Pensionsaffare" 

gipfelte schließlich darin, daß sich der SP~-Parteivorstand 

genötigt sah, eine Pensionsgarantie abzugeben (SK v.17.2.197?) . . 
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Seitens der ijVp sprach man sich ei~helZig und entschieden gegen 

eine Budgetpolitik auf Kosten der Rentner und Pensionisten aus, 

und betonte> daß aufgY'und der einhellig gebilligten Bel~ech'nungen 

des Pensionsbeirats die Pensions leistungen" vom Bund her absolut 

finanaierbar seien. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher an den Herrn 

Bundesminister für soziale Verwaltung folgende 

A n fra g e : 

A.llf welche Grundlage stützen Sie Ihre Unterstellung~ daß es 

im ZUJe der von Finanzminister Dr. Androsch ausgel8sten 

Auseinanderse"tzung um die Pensionen dieijVP - und nicht 

80 wie es den Tatsachen entspY'icht Finanzminister Dr~ Androsch -

gewesen sei~ die behauptet habe~ die Pensionen seien nicht 

gesichert ? 
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